
 
 
 
 
 

AMNESTY INTERNATIONAL Deutschland e. V. 

Urgent Actions  

Zinnowitzer Straße 8 . 10115 Berlin 

T:+49 30 420248-0 . F:+49 30 420248-321. E: ua-de@amnesty.de . W: www.amnesty.de/ua 

SPENDENKONTO 80 90 100 . Bank für Sozialwirtschaft . BLZ 370 205 00 

BIC: BFSWDE33XXX . IBAN: DE23370205000008090100 

URGENT ACTION 

DRINGEND FLÜCHTLINGE UND 
ASYLSUCHENDE FREILASSEN! 
MOSAMBIK 
UA-Nr: UA-078/2019-3   AI-Index: AFR 41/2603/2020   Datum: 25. Juni 2020 – ar 

15 Flüchtlinge und Asylsuchende aus der Demokratischen Republik Kongo 
sowie ein Flüchtling aus Äthiopien 

In Mosambik werden seit über anderthalb Jahren 15 Flüchtlinge und Asylsuchende aus der Demokratischen 
Republik Kongo und ein Flüchtling aus Äthiopien willkürlich festgehalten. Sie befinden sich unter schlechten 
Bedingungen auf einer Polizeistation in Pemba in Haft. Ihre anhaltende willkürliche Inhaftierung während der 
COVID-19-Pandemie setzt sie einem erhöhten Gesundheitsrisiko aus. 

15 Flüchtlinge und Asylsuchende aus der Demokratischen Republik Kongo (DR Kongo) und ein Flüchtling aus 
Äthiopien werden willkürlich auf der Dritten Polizeiwache in Pemba in der Provinz Cabo Delgado festgehalten. 
Sie waren am 17. Januar 2019 ohne Haftbefehl festgenommen worden. Man hat sie weder über den Grund 
ihrer Inhaftierung noch über die gegen sie erhobenen Anklagen informiert. 

Die Arbeitsgruppe für willkürliche Inhaftierungen der Vereinten Nationen (UNWGAD) befasste sich auf ihrer 
87. Sitzung mit dem Fall der 16 Flüchtlinge und Asylsuchenden und kam zu dem Schluss, dass ihre 
Festnahme und Inhaftierung ohne Rechtsgrundlage erfolgten und daher willkürlich seien. 

Die 16 Flüchtlinge und Asylsuchenden werden unter unmenschlichen Bedingungen festgehalten. Eigenen 
Angaben zufolge teilen sie sich eine Gefängniszelle ohne Toilette, weshalb sie im Hof der Polizeiwache Löcher 
graben und diese als Toilette benutzen müssen. Sie müssen schmutziges Wasser aus dem Wasserhahn in der 
Zelle trinken und werden nicht angemessen mit Nahrungsmitteln versorgt. Matratzen gibt es nicht, 
stattdessen müssen sie auf dem Boden schlafen. Ihre anhaltende willkürliche Inhaftierung während der 
Corona-Pandemie stellt für die 16 Flüchtlinge und Asylsuchenden ein zusätzliches und sehr ernstes 
Gesundheitsrisiko dar. Die Gefängnisbehörden haben bisher keine Maßnahmen ergriffen, um der Ausbreitung 
von COVID-19 auf der Dritten Polizeiwache in Pemba vorzubeugen. 

Am 12. März 2019 beantragten die Rechtsbeistände der 16 Flüchtlinge und Asylsuchenden die 
vorübergehende Freilassung ihrer Mandant_innen. Das Provinzgericht in Pemba hat immer noch nicht über 
den Antrag entschieden. 

HINTERGRUNDINFORMATIONEN  

Die 15 Flüchtlinge und Asylsuchenden aus der DR Kongo und der Flüchtling aus Äthiopien wurden am Abend 
des 17. Januar 2019 im Flüchtlingslager Maratane in der mosambikanischen Provinz Nampula willkürlich von 
Angehörigen der Polizei und der Einwanderungsbehörde festgenommen. Ihren Angaben zufolge kamen die 
Beamt_innen in das Flüchtlingslager und begannen, sie zu schlagen, ihnen Handschellen anzulegen und sie 
ohne Haftbefehl abzuführen. Zwei Tage später verlegte man sie auf die Dritte Polizeiwache in Pemba in der 
Provinz Cabo Delgado. 

Am 23. Januar 2019 versuchte die mosambikanische Regierung, sieben der 16 Flüchtlinge und 
Asylsuchenden in die DR Kongo abzuschieben. Laut Angaben der sieben Männer wurden sie von einem 
Angehörigen der Einwanderungsbehörde gezwungen, in ein Flugzeug nach Kinshasa zu steigen, ohne dass 
ihnen ein Ausweisungsbefehl vorgelegt wurde oder sie die Möglichkeit hatten, ihre Abschiebung anzufechten. 



 
 
 
 

Am Flughafen von Kinshasa wurde ihnen die Einreise in die DR Kongo verweigert und ihre Rückreise nach 
Mosambik angeordnet. 

Im August 2019 arrangierte ein hochrangiger Angehöriger der Einwanderungsbehörde SENAMI in 
Abwesenheit von Rechtsbeiständen ein Treffen mit den 16 Inhaftierten. Er sagte ihnen, sie seien im 
Flüchtlingslager Maratane nicht sicher und versuchte, sie dazu zu bringen, Anträge auf eine „freiwillige“ 
Rückführung zu unterschreiben. 

Am 31. Oktober 2019 erhielten die Inhaftierten Besuch vom stellvertretenden Innenminister, einigen 
Polizist_innen, einem hochrangigen Angehörigen der Einwanderungsbehörde SENAMI sowie einem Vertreter 
des staatlichen Flüchtlingsinstituts INAR. Laut Angaben der 16 Flüchtlinge und Asylsuchenden erklärte man 
ihnen bei diesem Treffen, dass das Innenministerium ihnen das Aufenthaltsrecht in Mosambik abgesprochen 
hätte und dass sie nach ihrer Ausreise zehn Jahre lang nicht wieder einreisen dürften. Daraufhin setzte man 
sie offenbar unter Druck, Anträge auf eine „freiwillige“ Rückführung zu unterschreiben und drohte ihnen 
andernfalls mit langer Inhaftierung. 

SCHREIBEN SIE BITTE  

FAXE, E-MAILS ODER LUFTPOSTBRIEFE MIT FOLGENDEN FORDERUNGEN 

� Bitte lassen Sie die 16 Flüchtlinge und Asylsuchenden aus Äthiopien und der DR Kongo umgehend frei, 
damit sie in das Flüchtlingslager Maratane in Nampula zurückkehren können. Stellen Sie zudem 
angemessene Entschädigungsleistungen bereit. 

� Sorgen Sie dafür, dass niemand unter Druck gesetzt wird, Rückführungsanträge zu unterschreiben. 
Schieben Sie gemäß Ihren menschenrechtlichen Verpflichtungen niemanden in sein oder ihr Herkunftsland 
oder in andere Länder ab, in denen ihm oder ihr schwere Menschenrechtsverletzungen drohen würden. 

 

ACHTUNG! Aufgrund der Verbreitung des Coronavirus ist die weltweite Briefzustellung momentan 
eingeschränkt. Da sich die Zustellung täglich ändern kann, prüfen Sie bitte auf der Website der Deutschen 
Post unter „Aktuelle Informationen zum Coronavirus“, ob Briefe im Zielland zugestellt werden. Falls nicht, 
senden Sie Ihre Appellschreiben bis auf Weiteres bitte auf elektronischem Weg. Appelle in Papierform können 
außerdem an die Botschaft des Ziellandes in Deutschland geschickt werden.  

 

APPELLE AN 

JUSTIZMINISTERIN 
Helena Kida 
Minister of Justice 
Av. Olof Palme 46/48 
Maputo, MOSAMBIK 
(Anrede: Dear Minister / Sehr geehrte Frau Ministerin) 
E-Mail: mjcr@mjcr.gov.mz 

KOPIEN AN 

BOTSCHAFT DER REPUBLIK MOSAMBIK 
S.E. Herr Sérgio Nathú Cabá 
Stromstraße 47 
10551 Berlin 
Fax: (030) 772 06 26 
E-Mail: info@embassy-of-mozambique.de 

 
Bitte schreiben Sie Ihre Appelle möglichst sofort. Schreiben Sie in gutem Portugiesisch, Englisch oder auf 
Deutsch. Da Informationen in Urgent Actions schnell an Aktualität verlieren können, bitten wir Sie, nach dem 
6. August 2020 keine Appelle mehr zu verschicken. 

Weitere Informationen zu UA-078/2019 (AFR 41/0465/2019, 13. Juni 2019; AFR 41/0880/2019, 16. August 2019 

und AFR 41/1365/2019, 7. NOVEMBER 2019) 

PLEASE WRITE IMMEDIATELY 

� Ensure the urgent and immediate release of the 16 refugees and asylum seekers and allow them to return 
safely to the Maratane Camp in Nampula province, and provide them with adequate compensation and 
reparation. 

� Ensure that no one is coerced into “requesting” repatriation or deported to their countries of origin or to 
any other country in which they would be at real risk of serious human rights violations, in line with 
Mozambique’s international human rights obligations. 

 



 

HINTERGRUNDINFORMATIONEN – FORTSETZUNG 
Die 16 Flüchtlinge und Asylsuchenden werden derzeit auf der Dritten Polizeiwache in Pemba in der Provinz 
Cabo Delgado festgehalten. Sie befinden sich seit beinahe anderthalb Jahren in Haft und haben immer noch 
nicht den Grund ihrer Inhaftierung oder die gegen sie erhobenen Anklagen erfahren. Auch einem Gericht 
wurden sie noch nicht vorgeführt. Laut der mosambikanischen Strafprozessordnung dürfen Personen nicht 
länger als 90 Tage in Untersuchungshaft gehalten werden. 

Alle Menschen – auch Migrant_innen, Migrant_innen ohne regulären Aufenthaltsstatus, Asylsuchende und 
Flüchtlinge – haben das Recht auf verfahrensrechtliche Garantien und angemessene Haftbedingungen, wozu 
auch der Zugang zu Nahrung, Wasser und angemessener Gesundheitsversorgung zählt. Niemand darf 
willkürlich inhaftiert, misshandelt, kollektiv ausgewiesen oder abgeschoben werden. Entsprechend dem 
völkerrechtlichen Non-Refoulement-Prinzip dürfen Staaten niemanden in ein Land abschieben, in dem dieser 
Person schwere Menschenrechtsverletzungen drohen. 

Im April 2019 war das Sturmtief Kenneth über die Provinz Cabo Delgado hinweggezogen. Die Dritte 
Polizeiwache, auf der die 16 Flüchtlinge und Asylsuchenden festgehalten werden, wurde überflutet und 
befindet sich seither in einem sehr schlechten Zustand.  

Seit Oktober 2017 werden in Cabo Delgado immer wieder Zivilpersonen durch bewaffnete Gruppen getötet. Es 
begann mit Angriffen im Bezirk Mocimboa da Praia im Norden der Provinz, die von Angehörigen der als Al-
Shabaab bekannten Gruppe verübt wurden. 

Alle 16 betroffenen Personen haben Familienangehörige, die sich im Flüchtlingslager Maratane in Nampula 
befinden und nicht über die nötigen Mittel verfügen, um nach Pemba zu reisen und ihre inhaftierten 
Verwandten zu besuchen. Hinzu kommt, dass Überlandreisen nach Pemba aufgrund der anhaltenden 
gewaltsamen Übergriffe in Cabo Delgado gefährlich sein könnten. 


